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Halleſche Neueſte Nachrichten Handelsblatt für Mitteldeutſchland
Erſcheint wochentäglich am Vachmittag am Sonntag als Frähdlatt die BezugsSebühr beträgt in Stadt uns Land
wie durch die Poß bei freier Zuſtellung monatlich M 00 in den Ausgabeſteilen abgeholt m 19 00 monatlich die acht
geſpaheu Finzeigen Millimeter Zeile koſtet im Ortsverkehr M 00 im auswärtigen Verkehr M 50 Reklamen die
milimeter Jeile M 00 im Ortsverkehr und M 00 im auswärtigen Verkehr FAnzeigenSchluß Zehn Uhr vormittags

Halle Donnerstag 22 Juni 1922

e

57 Jahrgang

Geſchäfts Gebäudg Halle a Veue Promenade 1a und Große Brauhausſtraße 17 Fernſprecher Hauszentrale Sammel
Nummern 1140 und 1142 Stadt Geſchäftsſtelle Markt 24 drahtFinſchrift Saalezeitung Halleſaale
Bankhaus Reinhold Steckner Halle a S Poſtſcheck Konto Leipzig 22815
der Saale Bezugskündigungen ſind nur bis zum 20 eines ſeden Monats zum Schluß des laufenden Monats zuläſſig

Bank Rechnung

Erfüllungsort und Gerichtsſtand Halle an

Rakhenar gegen die Enkentegewaltpolitit
Lloyd George über die Sanktionsgefahr Scharfe Kritik an der Zwangsankeihe

Miniſter Fehr gegen die Vorſchläge des Landhundes

Keine Sanklionen
Eine Erklärung Lloyd Georges

paris 22 Juni Lloyd George erklärte dem Vertreter
des Jntranſigeant daß England in der Reparationsfrage
den Standpunkt vertrete daß keine militäriſchen Sanktionen
verhängt werden ſollen ſelbſt für den Fall daß Deutſchland
die eine oder andere ſeiner Verpflichtungen nicht erfülle
Man iſt in England im Glauben daß ſolche Verfehlungen
nicht abſichtl ich erfolgen Bezüglich der wirtſchaftlichen
Zwangslage ſtehe England auf dem Standpunkt daß man
praktiſche Maßnahmen nur dann ergreifen ſolle wenn ſie
etwas einbringen Das ſei bisher nicht der Fall geweſen
Sanktionen welche die Souveränität Deutſchlands berühren
müßten ausgeſchaltet werden weil der Haß in Deutſchland
nur weiter wachſen und man in Amerika und bei den Neu
tralen ſonſt den Eindruck bekommen würde daß die Gewalt
mißbraucht werde Falls Sanktionen ergriffen werden müß
ten die den deutſchen Handel behinderten ſo würden ganz
beſtimmt die Neutralen und Amerika proteſtieren

Maßloſe Forderungen des Garankiekomitees
Berlin 22 Juni Das Garantiekomitee ſoll beabſichti

gen radikale Aenderungen im deutſchen Staatshaushalt zu
verlangen unter anderem den Fortfall der Unterſtützungen
für literariſche und künſtleriſche Jnſtitute und Unterlaſſung

des geplanten Eiſenbahnausbaues

Bei den Verhandlungen mit dem Garantiekomitee die
geſtern nachmittag begannen wurden vier Ausſchüſſe ge
bildet und zwar einer für Einnahmen und Ausgaben einer
für die Frage der Kapitalflucht ein dritter für das Problem
der ſchwebenden Schuld und ein vierter für Statiſtik Der
Reichskanzler hatte geſtern mit dem Reichsbankpräſidenten
eine u Es wurden dabei allgemeine Fragenfinanzieller Natur und auch etwaige gegen die weitere Ver
ſchlechterung des Markkurſes zu ergreifende Maßnahmen be
ſprochen Der geſtrigen Beſprechung ſollen in den nächſten
Tagen weitere folgen

Das Reichskabinett zur Beamkenaufbeſſerung

Das Reichskabinett billigte geſtern nachmittag in einer
Sitzung die neue Beamtenbeſoldungsvorlage die eine vierzig
prozentige Erhöhung der verhältnismäßigen Teuerungs
zuſchläge vorſieht Ferner wurde laut B für die Be
amten der Reichsminiſterien eine beſondere Miniſterial
zulage bewilligt Auf dieſe Weiſe will man die beſten Be
amten in die Miniſterien ziehen und den Andrang zu den
Miniſterialſtellen vergrößern Die Miniſterialzulage ſoll
bei den Amtsgehilfen jährlich 3000 Mark und bei den ober
ſten Stufen von den Miniſterialräten an 12 000 Mark be
tragen Weiter iſt die Kinderzulage der Beamten um vierzig
Prozent erhöht worden Jn der gleichen Sitzung wurde auch
die Frage der Reichspräſidentenwahl angeſchnitten Der
Reichskanzler erklärte daß er mit den Führern der Koa
litionsparteien vorausſichtlich in den nächſten Tagen auf
jeden Fall aber noch vor Eintritt der Parlamentsferien über
die Frage in Fühlung treten werde

Der Slkreit um die Gefkreideumlage
Miniſter Fehr gegen die Vorſchläge des

Landbundes
Jm Volks wirtſchaftlichen Ausſchuß des Reichstages be

gannen am 21 Juni die Beratungen über die Getreide
umlage Derx Sozialdemokrat Käppler machte die Zuſtim
mung ſeiner Fraktion von gewiſſen Mindeſtbeſtimmungen
abhängig Der Deutſchnationale Dr Röſicke und der Volks
parteiler Hepp verwarfen die Vorlage

Der Demokrat Böhme führte aus daß vor allem die
kleinen Betriebe die bis jetzt die Hauptkoſten getragen
ätten entlaſtet werden müſſen Die bis jetzt nicht belaſte
n Waldflächen müßten einbezogen werden Er glaube nicht

daß die Umlage die Preisbildung weſentlich beeinfluſſen
werde da die Preiſe ſich nach den Weltmarktpreiſen richtenDie Preisfeſtſetzung des Reichsrates zeige nicht genügendes

n Die Bemeſſung müſſe unmittelbar vor
dem Vierteljahre feſtgeſetzt werden in welchem die Umlage
liege Seine Partei behalte ſich ihre Stellungnahme vor

re Zuſtimmung hänge davon ab wie weit man ihren
Wünſchen entgegenkomme Der Unabhängige Herz er

klärte daß ſeine Partei an der Umlage feſthalte ohne ſich
h feſtzulegen erklärte er ſich mit den Ausführungen

Dr Böhmes einverſtanden Das Auftreten der Rechts
partei bedeute die Verneinung jedes Staatsgedankens

Der Reichsernährungsminiſter Fehr erklärte daß die
Vorlage nicht aus der Freude zur Zwangsvwirtſchaft ſondern
aus bitterſter Not entſtanden ſei Die freie Wirt
ſchaft deren Freund er ſei könne jetzt wenn man Ruhe und
Ordnung aufrecht erhalten wolle nicht durchgeführt werden
Deshalb ſei es falſch alle diejenigen als Fernde der Land
wirtſchaft zu bezeichnen die die Umlage fordern Jm vorigen
Jahre habe die Regierung im o zu den Wünſchen
der Verbraucher den Erzeugern großes Entgegenkommen be
wieſen Jetzt zwinge die Wirtſchaftslage die Regierung
noch eine beſtimmte Reſerve zu ſchaffen die zur Ver
ſorgung der bedürftigen Kreiſe unbedingt
erforderlich ſei Das Reich müſſe die Einfuhr in der
Hand behalten da der Handel infolge des großen Riſikos
die ausreichende Getreideeinfuhrmenge nicht beſchaffen könne
Zur Verbilligung des Auslandgetreides müſſe man gewiſſe
Mengen Jnlandgetreide haben Hätte man keine Umlage
ſo würde das Getreide ſchnell auf den Auslandpreis ſteigen
Die Freigabe des Getreides führe zur Zurückhaltung und
ſchaffe einen ſtarken Anreiz zu Preisſteigerungen Der
Vorſchlag der Landwirtſchaft müſſe abge
lehnt werden da auch er die Preiſe ſteigen laſſen
würde Die Regierung ſei für eine Entlaſtung des kleinen

Seit dieſe könne aber bei der Verſchiedenartigkeit der
Verhältniſſe nicht beſtimmt im Geſetze feſtgelegt werden
Darauf wurde die Weiterberatung auf den 22 Juni vertagt

Jur Maßregelung der Skreikführer
Die Beſprechung beim Kanzker

Vor einigen Tagen hat wie berichtet zwiſchen dem
Reichskanzler und einer Anzahl von Gewerkſchaftsführern eine
Ausſprache über die Maßregelung der am Februarſtreik be
teiligt geweſenen Eiſen bahnbeamten ſtattgefunden die
in ihrem Verlauf ergeben hat daß die Behauptungen der
Reichskanzler habe den Beamten gegenüber ſein ehrenwört
lich gegebenes Verſprechen keine Maßregelungen vorzunehmen
keineswegs den Tatſachen entſprechen

Zu Beginn der Beſprechungen gab der Reichskanzler eine
Erklärung ab daß er das von der Reichsgewerktſchaft in
einer dem Reichstag überſandten Denkſchrift feſtgelegte Protokoll
über die Beamtenmaßregelungen nicht als richtig anerkennen
könne Das Protokoll enthalte Sätze die er niemals aus
geſprochen habe Auf keinen Fall habe er jemals
das Ehrenwort gegeben Maßregelungen zuverhindern

Auffhäuſer von der Afa legte dann dem Reichskanzler
eine Reihe von Forderungen vor u a folgende Die Eiſen
bahndirektionen ſind anzuweiſen daß die von ihnen bei den
Diſziplinarverhandlungen zu ſtellenden Staatsanwälte das Er
ſuchen an die Diſziplinarkammern richten den Tatbeſtand der
nach den Richtlinien nicht in förmlichen Diſziplinarver
handlungen verfolgt werden ſoll unbeachtet zu laſſen Ferner
ſollen Diſziplinar und ſtrafrechtliche Verfahren die noch nicht
zur Eröffnung des Hauptverfahrens geführt hahen nieder
geſchlagen werden Weiterhin möge der Reichskanzler dafür
eintreten daß der Reichspräſident von ſeinem Be
gnadigungsrecht weitgehenden Gebrauch mache

Der Reichskanzler erwiderte hierauf er werde be
ſtrebt ſein dem Geiſt in dem die Verhandlungen geführt
wurden zum Durchbruch zu verhelfen Generalſekretär Döb
ling von der Reichsgewerkſchaft gab im weiteren Verlaufe
der Beſprechungen zu daß bei der fraglichen Unterredung
der Reichskanzler nicht ſein Ehrenwort gegeben habe ſondern
die feierliche Verſicherung daß nur wenige Beamte auf der
Strecke bleiben ſollten Auch dieſe Behauptung zog er nachher
zurück und gab zu datz ein Jrrtum unterlaufen wäre Zum
Schluß der Ausſprache erklärte der Reichskanzler daß er mit
dem Juſtiz und Verkehrsminiſter die Frage der
Maßregelungen noch einmal durchſprechen wolle

Der Diſziplinarhof beſtand nach der Erhöhung durch das
Geſetz vom 19 Juni 1921 aus 18 Mitgliedern Mit Rück
ſicht auf die ſtändig wachſende Arbeitslaſt ſoll die Zahl nach
einem dem Reichstag zugegangenen Geſetze auf 30 erhöht
werden von den wenigſtens 10 zu den Mitgliedern des
Reichsrats der Präſident und wenigſtens 14 zu den Mit
liedern des Reichsgerichts gehören müſſen Die Zahl derfrei zu beſetzenden Stellen ſteigt daher von 3 auf 5
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Verkehrspolitik führe zur Kataſtrophe

Die Zwangsanleihe
Ernſte Verwarnungan die Regierung Dre

Demokraten gegen die Tariferhöhung
Noch iſt die Getreideumlage vom Reichstage nicht er

ledigt ſo ſetzt ein anderer Kampf um eine wichtige wirt
ſchaftliche Frage ein Der elfte Ausſchuß des Reichstages
hatte ſich geſtern mit der Zwangsanleihe zu beſchäftigen
Der Abg Dr Dern burg erklärte daß ſeine Fraktion trotz
der Veränderungen in der politiſchen Lage am Kompromiß
feſthalte Die von der Regierung verlangten Zuſagen
müßten erfüllt werden ſo namentlich der demokratiſche An
trag zur Erbſchaftsſteuer Die Erhöhung der Eiſenbahn
tarife zerriſſen das Reich in wirtſchaftlicher Beziehung Die
Machtbefugniſſe des Verkehrsminiſters ließen ihn zum Dik
tator auf wirtſchaftlichem Gebiete werden Die Zwangs
anleihe bedeute eine außerordentliche Beſchränkung der Um
laufmöglichkeiten Deshalb müſſe das Geſetz ſo ausgeſtaltet
weden daß es nicht allzu viel ſchade denn der Schaden des
Steuerzahlers würde hier vielfach gleichbedeutend mit
Staatsſchädigung ſein Jm Jntereſſe künftiger Anleihen
dürfe das Geſetz uns im Jn und Auslande nicht kredit
unfähig machen Auch die Arbeiterſchaft hätte ein Jntereſſe
an der Erhaltung des Betriebskapitals Wenn man die
Lombardfähigkeit nicht in Ausſicht nehme werde die Anleihe
künſtlich gedrückt Eine große Geldknappheit mit hohen Zin
ſen ſei die Folge Dieſen eindrucksvollen Darlegungen gegen
über vermochte die Kritik der beiden Unabhängigen Hartleib
und Soltmann die ſich in den üblichen Schlagworten gegen
den Kapitalismus ergingen nichts auszurichten Namens
des Zentrums gab der Abgeordnete Herold die Erklärung
ab daß das Zentrum im Rahmen des Kompromiſſes mit
arbeiten wolle Der Deutſchnationale Abg Helfferich glaubt
daß die Vermögenseinſchätzung die die Regierung vor
genommen hat zu niedrig ſei

Jn längerer Rede ſuchte der Reichsfinanzminiſter Dr
Hermes nachzuweiſen daß die an ſich berechtigte An
paſſung der Erbſchafts und der Einkommenſteuer an die Geld
entwertung jetzt nicht vorgenommen werde Er begründete
namentlich die Aenderung der Erbſchaftsſteuer mit techniſchen
Schwierigkeiten und er meinte daß gegen eine ſofortige
Aenderung der Einkommenſteuer auch außenpolitiſche Ge
ſichtspunkte ſprächen Die Zwangsanleihe halte ſich hin
ſichtlich des aufzubringenden Betrages und der Verzinsbar
keit an das Steuerkompromiß Der Reichsfinanzminiſter gab

ch noch die Erklärung ab daß das Kabinett die Be
tellung eines dem Reichsfinanzminiſter bei
zugebenden Sparſamkeitskommiſſars grund
ſätzlich gutgeheißen habe Er wollte die endgültige Stellung
nahme den weiteren Ausſchußverhand lungen vorbehalten
wiſſen

Die Antwort des Reichsfinanzminiſters ließ manche Lücke
offen und ſie konnte nicht reſtlos befriedigen
Darum rückte der demokratiſche Abg Fiſcher Köln noch
einmal die Geſichtspunkte in den Vordergrund um die es hier
geht Er betonte mit Nachdruck daß ſeine Fraktion ſich nicht
beruhigen könne vom Miniſter eine Erklärung bekommen
zu haben daß er nun endlich einen Sparkommiſſar gefunden
habe und dieſer mit der Poſt und der Eiſenbahn in Fühlung
treten wolle Es ſei im Steuerausſchuß ein Ausſchuß mit
der Aufgabe Sparſamkeit in Verwaltung und Betrieb
durchzuführen gebildet worden Bis jetzt habe die Regie
rung dieſen Ausſchuß noch nicht einmal einbe
rufen Die Regierung möge die Erklärung nicht leicht
nehmen daß die Demokratiſche Fraktion die
einfache Methode des Reichsverkehrsmini
ſteriums die Tarife namentlich für Güter
zu erhöhen nicht mehr dulden könne Dieſe

Die Regierung habe
weiter die von ihr behauptete außenpolitiſche Situation
ſelber hervorgerufen indem ſie ihre Bereitwilligkeit aus
ſprach die Steuerſätze zu verändern Die notwendigen Ver
handlungen können ſich viel einfacher geſtalten wenn die
Regierung in Erfüllung des der Reparationskommiſſion be
kannten Steuerkompromiſſes die Steuervorlage über die
Aenderung der Einkommen und Erbſchaftsſteuer ſelbſt ent
ſprechend der Geldentwertung mehr ſei ja nicht gewollt
mit dem Zwangsanleihegeſetz eingebracht hätte Bezüglich
der Geſtaltung der Zwangsanleihe gehe es nicht an wenn
der Miniſter jetzt erklärt der Ausſchuß könne auf die wirt
ſchaftlichen Bedürfniſſe durch Anträge Rückſicht nehmen Die
Wahrnehmung ſolcher offenſichtlichen Erforderniſſe der Wirt
ſchaft ſei Aufgabe der Regierung bei Ausarbeitung eines
Geſetzentwurfes Wenn man ſo verfahre würden ſich die
Verhandlungen freier vom Parteikampf abſpielen Fordern
müſſe ſeine Fraktion daß Richtlinien über die Einſchätzung
der Vermögen auf Grund des Vermögensſteuergeſetzes vor
Verabſchiedung des Zwangsanleihegeſetzes feſtſtehen müſſen

Nach dieſer ſtark beachteten Rede flaute die Debatte ziem
lich ab Der Mehrheitsſozialiſt Kahmann vertrat den Stand
punkt ſeiner Partei Dann ſprach noch einmal Herr Helffe
rich und ſchließlich nahm ſür die Deutſche Volkspartei dec
Abgeordnete Curtius das Wort Der letztere wünſchte daß
neben der Zwangsanleihe 2 eine freie Anleihe gegeben
würde Reichsfinanzminiſter Hermes entgegnete daß dies
mit dem Kompromiß nicht zu vereinbaren ſei
Damit war die Generaldebatte beendet und heute will man

in die Spegialberatung eintreten



Rheinland und Sgar
Rathenau gegen die Vertragsbrüche

Berlin 21 Juni
Bei ſehr ſchwach beſetztem Hauſe eröffnet Präſident LoebeShuno Uhr x der e ng t die

zweite Beratung des Geſetzes über die M ng des Wies
badener und Beme a hen kommen Damit verbunden werden weiter Interpellationen
der Deutſchnationalen gegen das Wiesbadener Abkommen der
Unabhängigen über die Pariſer Reparatjons ren des

trums gegen die Zerſißrungen von Eſſen apten im
ten Gebiet und über die Zuſtände im Saargebiet Ferner

ſteht zur Beratung das Weißbuch der gen zur Repgrationsfrage Namens des Ausſchuſſes beantragt Abg h
n die unveränderte Amahme des Sachlieferungsa
wens
Abg Dr Reichert Dn begründet die Interpellation

ſeiner Partei wolche der früheren Regierung den Vorwurf
mache ſie habe mit dem vhne Zuſtimmung des n
zit gut des Wiesdadener Abkommens eine erfaſfungsbruch begangen Sie fragt ob die gegenwärtige Negietpng die Verantwortung dafür übernehmen wolle Redner

greift den Außenminiſter Rathenau aufs heftigſte an und
wirft ihm Uebertreibung der Exfüllungspolitik
vor ohne daß es gelungen ſei Frankreich zu beſchwichtigen
und Oberſchleſien zu retten

Abg Moldenhauer D B begründet die Jnterpellation ſeiner Paxtei mit Bezug t das Gerücht daß
zwiſchen England und Frankreich eine Neutraliſierung des be
ſetzten Gebietes vereinbart ſei um den Rheinlanden eine Autonomie nach Art des Saargehtetes unter franzöſiſcher Oberauf

ſicht zu geben Redner erklärt eine r Repgration für
unmöglich ſolange die Reparationslaſten für die unerhört

e teisen Beſatzungstruppen vergeudet
werden

Abg Dr Lept betont in Begründung ſeiner Jnker
vellation über die Pariſer Reparationsverhandlungen vie Rot
wendigkeit an der Erfüllungspolitik feſtzuhalten Aber dieſe
Erfüllungspolitik müſſe einheitlich betrieben werden und in
der Jnnenpolitik ihre Ergänzung finden

Abg Dr Lauſcher begründet die Interpellation welche
ſich gegen die Zerſtörung einer ganzen Rejhe chaftlich
bedeutſamer Eiſenbahnbauten im beſetzten Gebiet wendet Es
handele ſich hier um eine

i ſinnloſe Verſchleuderungwirtſchaftlicher Werte wofür umſo weniger Anlaß vorlkege
als nach Durchführung der Entwaffnung den bedrohten Elfen
r agen eine militäriſche Bedeutung nicht beigekegt werden
önnte

Abg Bell Ztr begründet die a wegender Franzöſierungsbeſtrebungen im Saargebiet Die Nicht
achtung des Verſailler Vertrages werde dadurch bewieſen daß
die Regierungskommiſſion franzöſiſche Truppen im Saargebietbelaſſe franzöſiſche Kriegsgetrichte und ans Gendarmerie
einſetze die Vertretung der Auslandsintereſſen an Frankreich
übertrage franzöſiſches Geld einführe das Schulweſen franzö
ſiere und politiſch mißliebige Perſonen in Maſſen ausweiſe
Wir müſſen vor aller Welt den Rheinländern zurufen Harret
gus auch Euch wird die Stunde der Erlöſung ſchlagen Der
iſt in tiefſter Seele treu der die Heimat liebt wie Du
Lebhafter Beifall

Staatsſekretär Müller erklärt M deutſchnationalen Jn
terpellation Jn dem bigiut des Wiesbadener Abkommens
iſt keine Verletzung der Verfaſſung oder des Etatrechts des
Reichstages zu erblicken

Miniſter Dr Rathenau beantwortet die übrigen Jnter
pellationen Zu den angeblichen Neutraliſierungsplänen für
das Rheinland erklärt er daß ſolche Pläne nur unter
Bruch des Verſailler Vertrages verwirklicht werden
könnten Die Reichsregierung erklärt daß ſie niemals mit
irgendwelchen Zugeſtändniſſen einverſtanden ſein wird daß das
Rheinland preisgegeben oder in ſeinem Beſtand geſchädigt wird
Lebhafter Beifall Zur Jnterpe lation über die Eiſenbahn

zerſtörungspläne erklärt der Miniſter Der Friedensvertrag
gebe den Alliierten nur das Recht ſich gegen deutſche Kriegs
vorbereitungen zu ſchützen nicht aber ſtörend und zer
ſtörend ins deutſche Wirtſchaftsleben einzu
greifen Die deutſche Regierung werde kein Mittel unver
ſucht laſſen um die Botſchafterkonferenz von der Ausführung
ihres auf falſchen Vorausſetzungen beruhenden Planes abzu
bringen Jn Beantwortung der Saargebietsinterpellation be

Interpellation dey Unabhängigen das Ergebnis der Pariſer

kommen zu treffen ſind habe die Regierung noch keinen Be

tont der Miniſter die unglaublich komplizierte Rechtsſtellung

des von deutſcher wevolterung bewohnten deutſchen Saar
gebietes Die Bevölkerung hat nicht das Recht der Mithe
ſtimmung an ſeinem Geſchick ſie wird regiert wie im Zeitalter
des aufgeklärten Abſolutismus Wenn der Völkerbund mit der
Ausübung eines ſolchen Regimes betraut iſt ſo iſt es eine
Eptwürdigung der Jdee des Völkerbundes Leb
hafte Zuſtimmung

Die Art wie die Regierungskommiſſion die Frankenwäh
rung im Saargebiet eingeführt hat iſt vertragswidrig und
ſchädigt die Jnduſtrie des Saargehietes außerordentlich Sie
verwalte das Land nicht wie es ihre Pflicht als Treuhänder
ſei ſondern bevorzugt vertragswidrig den franzöſiſchen Staat
Es iſt eine unbeſtrejtbare Vertragsverletzung daß ſich im
Saargebiet noch immer franzöſiſche Truppen befinden und
eine franzöſtſche Gendarmerie welche unter anderem die Auf
gabe hat üher politiſch hervortretende Perſönlichkeiten Liſten
zu führen und die Beamtenſchaft unauffällig zu überwachen
Es iſt widerſinnig daß die deutſche Bevölkerung des Sagac
gebietes außerpolitiſch durch Frankreich vertreten wird Die
Zumutung ihm auch die Vertretung der in Deutſchland woh
nenden Einwohner aus dem Saargebiet zu übertragen haben
wir natürlich abgelehnt Wenn die Regierungskommiſſion einen
beſonderen Begriff Saarländer ſchaffe und das Saargebhtet
Deutſchland gegenüber zum Ausländ machen will verſtößt
fie gegen den Friedensvertrag Eine weitere Ber
tragsverletzung iſt die Franzöſierung des Schulweſens Unſere
wiederholten Veſchwerden haben nicht die gebährende Beachtung
gefunden Dennyoch wird die Regierung ihre Verſuche in dieſer
Richung nicht aufgeken Das Verhältnis der Regierungs
kommjſſionen zur Bepölkerung zeigt das typiſche Bild einer
Fremdherrſchaft ſodaß die Bevölkerung kein Vertrauen zu
dieler Framdherrſchaft hat Dem Volke ſteht dieſe Kommiſſion
ferner als wenn ſie in einem fremden Erdteil regierte So
unglücklich die Verhältniſſe des Saargebietes ſind die Txreue
mit der die Saarbevölkerung an ihrem Deutſchtum fefthält
kann dem ganzen deutſchen Volke als Vorbild und Muſter
dienen

Rekchsfknanzminifter Dr Hermes ſchildert zur letzten

Reparatkonsverhandlungen und ſpricht die Hoffnung aus daß
die vertagten Anlsiheperhandlungen bald wieder aufgenommen
werden Von einem Abbau der ſozialen Fürſorge der Grwerbs
loſenfürſorge oder des Achtſtundentages ſei mit keinem Wort
geſprochen worden Ueber Maßnahmen die bei einem Zuſtande

ſchluß gefaßt
Die Beſprechung der Jnterpellation wird auf morgen

nachmittag 2 Uhr vertagt

Landkag

SBerlin 21 Juni
Haushalt des Staatsminiſteriums Beſprechung der Er

kährungsfrage

Abg Schreiber Demokrat wendet ſich gegen die Agi
tation der land wirtſchaftlichen Kreiſe die weit über das
Ziel hinausgehe Die Landwirtſchaft tue als ob ihr bei
der Umlage ein beſonderes Opfer zugemutet werde Ohne die
Umlageſei aber nicht auszukommen weil angeſichts
der ungünſtigen Ernteausſichten und des Scheiterns der Aus
landsanleihe ein weiteres Sinken der Mark zu befürchten ſtehe
Der Kartoffelbedarf würde im Jnlande gedeckt werden daher
bedarf es keiner Zwangswirtſchaft Für Zucker aber ſei ein
Staatsmonopol immer noch einem Privatmonopol vorzuziehen

Ab Kilian Komm nennt die Ausführungen des Vor
redners einen demokratiſchen Eiertanz und fordert daß den groß
agrariſchen Saboteuren der Volksernährung die Verfügung über
Grund und Boden und Produkte entzogen werde

Auf eine abermalige Anfrage des Abg Schlange Dnwelche auf die geſtrigen Aneſähenngen des Seite äir ne

einging nahm
in

zuſehen ſei andererſeits

weckten die Selbſtbereicherung über das zu ſtellen
Wenn Abg Schlange meint er der Miniſterpräſident habe ſich
auf das Niveau der Demagogie geſtellt iſe das ganzeAuftreten des Abgeordneten hier daß er auf dieſem Niveau ſtehe
Ueber die pommerſchen Landräte könne er nichts ſagen bevor
der Reſſortminiſter nicht ſhieden habe Der Vorwurf er habe
es abgelehnt für Reinlichkeit zu ſorgen ſei Demagogie

Präſident Leinert weiſt den Miniſterpräſidenten darauf
hin daß es der Ordnung des Hauſes wie einem Abgeh yerzuwerfen daß er in voller Abſicht Demagogie ge
rieben habe

Bartels Soz wendet die Beibehaltungder a koſtſpieligen und die Wunden Pematenden nrich

tung des Staatsrates fordert Entgegenkommen in der Groß
Hamburger Frage und bekennt ſich in der Kriegsſchuldfrage zu
der Anſicht daß zwar der Verſailler Vert als Erpreſſung an

gber von einer Alleinſchuld der Gegner
nicht zu reden ſei Deutſchland ſei jedenfalls nicht unſchuldiz

Abg Dr Hoff Zentrum kommt nochmals auf die angeb
liche Zurückſezung von Katholiken bei der Beſetzung von höheren
BVeamienſtellen zu ſprechen und fordert daß kein allzuſtarker
deutſchnationaler Zug ins Miniſterium komme m übrigen
ſtehe der überwiegende Teil des Katholiztsmus hinter demZentrum und dieſes ſei nicht geneigt vieſe Behandlungsweiſe

gefallen zu laſſen nachdem es dem Vaterlande unter Hint
anſetzung der Partei erſt den Boden geſchaffen habe auf
dem letzten Endes auch die Deutſchnationalen ſtehen

Abg Wallraf Dn erwidert dem Vorredner daß erheute wenigſtens nicht behauptet habe er Wallraf ſei den
rheiniſchen Katholiken in den Rücken gefallen bedauert aber
daß Redner dieſen Vorwurf nicht zurückgenommen hat Er
fordert auf die Waffen des Parteihaders ruhen zu laſſen und

meinſam gegen den Verſailler Friedensvertrag Front zu
machen Deutſchland verlange nach einem gerechten Richter denn

dex lernt der Entente helaſte uns und unſere Nachkommen
zu Unrecht

Abg Dr Wie mer D Pp will ebenfalls mit allen Mitteln
die Weltlüge von Deuiſchl 1d am Weltkriege be
kämpft wiſſen Der uns verbliebene Teil Oberſchleſiens muß
Preußen erhalten bleiben

Abg Leid II erklärt ſich ebenfalls für eine Reviſion des
riedensvertrages aber an der Schuld des alten Deutſchand das

oberungspolitik getrieben habe ſei nicht zu zweffeln
Gottſchalk Dem Das Schuldbekenntnis von

ſei iſt dem deutſ Ike abgepreßt worden Das
Rheinland wird ſtets c und preußiſch bleiben

Weiterberatung Donnerstag 11 Uhr vormittags

Ausdehnung der Reichstagstagung

Der Reichstag wollte bekanntlich ſeine Arbeiten am
28 Juni ſchließen um dann am 29 und 30 die Münchener

und die Oberammergauer Paſſionsſpiele zu be
fuchen ſcheint ausgeſchloſſen daß bis zu dieſem Zeit
punkte die Zwangsanleihe und die damit zu verbindenden
Aenderungen des Erbſchaftsſteuer und Einkommenſteuer
geſetzes unter Dach und Fach Srreor werden können Man
will daher den Bericht teuerausſchuſſes während der
Beſuchsretſe des Refchstages drucken laſſen und dann zu
einer kurzen Tagung wieder zuſammentreten

Take Jonescu F
Rom 21 Juni Take Jonescu iſt heute morgen infolge

eines Anfalles von Bruſtbräune geſtorben
Der verſtorbene rumäniſche Politiker hat in der Geſchichte

ſeines Lande seine Rolle geſpielt Rechtsanwalt von Beruf
und in Paris ausgebildet ſchloß er ſich der konſervativen
Partei an in der er wegen ſeiner Rednergabe bald Einfluß
gewann Als begeiſterter Anhänger des Bündniſſes mit den
Mittelmächten pflegte er angelegentliche Beziehungen mit
dem deutſchen Geſandten von Kiderlen Wächter Plötzlich
aber ſchlug er um und begann ſchärfſtens gegen
Oeſterreich Ungarn und Deutſchland einzu
treten Seiner Tätigkeit iſt der Eintritt Rumäniens in
den Krieg gegen die Mittelmächte in hervorragendem Maße
mit zu zuſchreiben Nach Kriegsende war er faſt zwei Jahre
lang Miniſter des Aeußern im Kabinett Avarescu und als
ſolcher der wärmſte Parteigänger der franzöſiſchen Politik in
Rumänien Anfang e Jahres ſtürzte er Avarescu und
wurde ſelbſt für wenige Tage Miniſterpräſident Als er ſein
Kabinett im Parlamente vorſtellte erhielt er mit mehr als
Zweidrittelmehrheit ein Mißtrauensvotum Seine politiſcheiſterpräſident Braun das Wort und ſtellte feſt er habenicht geſagt zu die Landwirte ſich bereichern wollien ſondern

daß die extrem agrariſchen Kreiſe den Anſchein er Karriere war damit zu Ende

J S ZD
Marienbader Brief

Die deutſch böhmiſchen Bäder ſind in dieſem Jahre für
den Reichsdeutſchen alleſamt ein Problem geworden ein
Valutaproblem das nur von ſehr Begüterten gelöſt werden
kann Man hat ſich zwar bemüht Angehörigen der geld
entkräfteten Länder gewiſſe Erleichterungen und Preis
ermäßigungen zu gewähren trotz alledem wird es einem
immer bange wenn man die tſchechiſche Krone in Mark oder
gar in öſterreichiſche Kronen umrechnet

Jm übrigen erhebt ſich iegt ein Luxushotel neben dem
anderen und rückwärts im Wieſengrün verſtreut klettern
die beſcheideneren Villen bis in die bewaldeten Hügelkämme
hinaus Von den Ausſichtspunkten grüßen anſpruchsvolleKaffeeburgen und Teeſchlöſſer mit Zinnen und an
mauern Ausrufungszeichen einer Geſchmacksverwirrung
aus dem Felde geſchlagen durch die Natur ſelbſt die wie eine
gütige Mutter die Jrrungen ihrer Kindlein mit ihrem mildenReiz verhüllt ihkobeſcoweniger kann man ſagen daß

Marienbad noch immer eines der wenigen Bäder iſt wo der
Geſamteindruck durch die vorhandenen Uebertreibungen in
leidet Dazu hat es ein Leitmotiv der warden Lieb
lichkeit zu glücklich feſtgehalten und von der Wirklichkeit in die
Baulichkeit übertragen

Daß bei der anſteigenden internationalen Luxuswelle
jeder Sport und jede Modelaune auch hier ihr 573 fanden
iſt ſelbſtverſtändlich War aber ein buntes Publikum aus
aller Herren Länder um die ſozialen Höhepunkte König
Eduard VII und andere Größen der Throne und des Kapi
tals geſchart ſo a die ganze Kur ſo viel Geſundes da
allzu ſtarke Auswüchſe ausgeſchaltet werden konnten 191
trat dann der Umſchwung ein da die Ausländer ausblieben
und die Heimat wieder für die eigenen Bewohner und vor
allem auch für die reichsdeutſchen Nachbarn zu ihren Rechten
kam Dieſe ſchwierigſten Zeiten in den Marienbader Annalen
wurden in würdigſter Weiſe überbrückt und es iſt noch in
gutem Angedenken wie viel Bemerkenswertes die Kur
verwaltung beſonders in der Fileg der Kriegsbeſchädigten
eleiſtet hat Wenn jetzt nach böſen Jahren der bunter den Weg ins r wieder kinſchlägt und

ſeine Perle Marienbad neuerdings als uplatz lauter und
manchmal wüſter Vergnügen und Feſte erſcheint ſo darf man

doch einen eventuell aufſteigenden Miß unterdrücken da

einerſeits der drohenden Verarmung Einhalt getan wird
andererſeits aber durch die Erkenntnis der heilſamen Kräfte
in deutſcher Erde dem Abwandern einheimiſcher Heilung
ſuchender ins Ausland vorgebaut wird Die Grenzen ſind ja
nur einſeitig gefallen und vielleicht iſt es gar nicht einmal
ſo unnütz wenn die harten Kriegsjahre manchem Deutſchen
die Schönheit der engeren und weiteren Heimat erſt gelehrt
An dem deutſchen Weſen des Egerlandes und ſeinen
Quellen kann aber auch der Umſtand nichts ändern daß es
innerhalb der tſchechoſlowakiſchen Grenzpfähle Ob
man an der Waldquelle oder im Refektorium des Stiftes Tepl
Goetheerinnerungen nachſinnt überall in Wald und Wieſen
ſtrömt die Grazie lieblicher Ländlichkeit in die zarte Mah
nung aus und rauſcht ehe in den hohen Wipfeln Ueber
allen Gipfeln iſt Ruh Dieſen Vers findet man im dichten
Waldſchatten auf einem ſchlichten Granitfelſen eingeſchrie
ben Stille und Schönheit ringsum Steinere Bänke laden
zur Raſt und zum Träumen Es iſt der Lieblingsſitz Goethes
geweſen mit dem Blick auf das eben erſtehende Marienbad
auf die Täler des Egerlandes die Berge des Fichtelgebirges
Bayerns und Böhmens Und unwillkürlich denkt man Viel
leicht iſt hier die liebliche Ulrike von Levetzau neben dem
innig verehrten Freund geſeſſen der ſich bemühte der an
dächtig Lauſchenden die Geheimniſſe von Berg und Waldoder hie Fabel ſeines Wilhelm Meiſter zu erklären den ſie

noch nicht leſen konnte Und es iſt als beſäße das ſchöne
Marienbad in r reizenden Jdylle ſeinen verklärten Aus
druck in dem Erlebnis mit dem Goethe aus einer Leiden
ſchaft den höchſten Aufſchwung zum Meiſterwerk gewangpen

Deulſche Sängerſchaft Weimarer C
Der Weimarer Verband deutſcher akademiſcher Sänger

ſchaften der in Weimar lange interne Perhandlungen ge
pflogen hat beſchloß wie uns unſer Mitarbeiter berichtet
künftig den Namen Deutſche Sängerſchaft Weimarer C C,
zu führen Die Stellung zur Fechtfrage wird künfti
jeder einzelnen Sängerſchaftfreigegeben d
wird an der unbedingten Satisfaktion feſtgehalten Mit der
Menſurfrage kann jede Sängerſchaft nach ihrem Gutdünken
verfahren Völlige Einheit herrſchte in der Frage der ſorg
kaltigſten Pflege des Männergeſanges beſonders des deutſchen

Volksliedes Weiterhin ſoll danach geſtrebt werden die Kluft
zwiſchen Akademiker und Nichtakademiker zu überbrücken
zu dieſem Zweck wird der Verband u a Anſchluß an den
Allgemeinen Deutſchen Sängerbund und deſſen örtliche Ver
tretungen ſuchen Die Akademiſche Sängerzeitung ſoll einen
Berufsredakteur erhalten ausgebaut und der Oeffentlichkeit
zugängig gemacht werden Auch den Fragen der Hochſchul
politik allgemeiner Studentenausſchuß allgemeiner deut
ſcher Waffenring Hochſchulring deutſcher Art wird der
Verband ſeine Mitarbeit widmen Mit dem Schluß des
Sommerſemeſters geht der Vorſitz von Salia Halle ans
Guilelmia Greifswald über

Anweſend auf dem Bundestag waren außer 30 reichs
deutſchen Sängerſchaften NormanniaDanzig je eine aus
TſchechoSlowakei Prag und Brünn und vier aus Deutſch
Oeſterreich Die Angelegenheit der Errichtung eines Ehren
denkmals zum Gedächtnis an die Gefallenen des Verbandes
ea 700 in Weimar wird kräftig gefördert werden

Die Altherrentagung des Weimariſchen Verbandes deutſcher
Sängerſchaften beſchloß u a die Regelung und Zuſammen
faſſung der tätigen Mitarbeit des Weimarer Verbandes in der
Hochſchulbewegung einheitliche Stellungnahme zur ſtudenti
ſchen Gruppenbildung rege Teilnahme an der ſtudentiſchen
Hochſchularbeit lebhafte Mitbetätigung in den hochſchul
politiſchen Beſtrebungen Als gebieteriſche Zeitforderung
wurde der Einführung des verpflichte n den Turn
und Sportbetriebs zugeſtimmt die körperliche Aus
bildung dürfe nach dem Wegfall der allgemeinen Wehrpflicht
keinesfalls vernachläſſigt werden Für die politiſche
Ausbildung des jungen Sängerſchafters wurden bindende
Leitſätze angenommen die demnächſt veröffentlicht werden
ſollen Sie bezwecken ſeinen politiſchen Blick ſein Verz
ſtändnis für politiſche Fragen zu feſtigen und ihm eine auf
einem Urteil beruhende Stellungnahme im polniſchen Leben
u ermöglichen Deutſche Geſinnung und Betätigung indeutſchem Sinne iſt dabei eine ſelbſtverſtändliche Forderung

Ehrung Die Kaiſerliche Univerſität zu Tokio hat dem
ordentlichen Profeſſor für Geſchichte und Kultur in Japan an
der Hamburgiſchen Rniverſität Dr Karl Florenz in An
erkennung ſeiner großen Verdienſte um die Erziehung und
Wiſſenſchaft in Japan während und nach ſeiner fünfund
zwanzigjährigen Lehrtätigkeit als Profeſſor den Titel eine

Ehrenprofeſſor4 verliehen t
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